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Beschlusskammer 2 

  

 
 

 
 
 

 

Az.: BK2a-09/008 

Beschluss  

- geschwärzte Fassung - 
 
 
In dem Verwaltungsverfahren 
 
w e g e n  
 
Antrags der Deutschen Telekom AG, Friedrich-Ebert-Allee 140, 53113 Bonn,  
vertreten durch den Vorstand 

Antragstellerin 
 

Verfahrensbevollmächtigte: 	 Rechtsanwälte Redeker, Sellner, Dahs und Widmaier, 
                Mozartstraße 4 – 10, 53115 Bonn 

 
vom 23.06.2009 auf Genehmigung von Entgelten für Ortsnetzpauschalen für Kundenstand­
orte im selben Ortsnetz bei Carrier-Festverbindungen (CFV) 
 
 
Beigeladene: 
 
1. Versatel AG, Niederkasseler Lohweg 181-183, 40547 Düsseldorf,  

vertreten durch den Vorstand 
Beigeladene zu 1 

 
2. Arcor AG & Co. KG, Alfred-Herrhausen-Allee 1, 65760 Eschborn,  

vertreten durch die Geschäftsführung 
Beigeladene zu 2 

 
3. 01051 Telecom GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 52525 Heinsberg,  

vertreten durch die Geschäftsführung 
Beigeladene zu 3 

 
Verfahrensbevollmächtigte: 	 JUCONOMY Rechtsanwälte, 


                            Graf-Recke-Straße 82, 40239 Düsseldorf 

 
4. Net Cologne GmbH, Am Coloneum 9, 50829 Köln,  

vertreten durch die Geschäftsführung 
Beigeladene zu 4 

 
5. freenet Cityline GmbH, Deelbögenkamp 4c, 22297 Hamburg,  
                         vertreten durch die Geschäftsführung 

Beigeladene zu 5  
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6. BREKO Bundesverband Breitbandkommunikation e.V., Hans-Böckler-Straße 3 
vertreten durch den Vorstand 

Beigeladene zu 6 
 
7.VATM Verband der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten e.V.,   

Oberländer Ufer 180 – 182, 50968 Köln, 
 vertreten durch den Vorstand 
 

Beigeladene zu 7 
 
8. BT (Germany) GmbH & Co. oHG, Barthstraße 22, 80338 München,  

vertreten durch die Geschäftsführung 
Beigeladene zu 8 

 
9. Telefonica Deutschland GmbH, Hülshorstweg 30, 33415 Verl,  

     vertreten durch die Geschäftsführung 
Beigeladene zu 9 

 
Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte BBORS Kreuznacht,  

Berliner Allee 10, 40212 Düsseldorf 
 
10. Communication Services TELE2 GmbH, In der Steele 39, 40599 Düsseldorf,  

vertreten durch die Geschäftsführung 
Beigeladene zu 10 

 
Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte BBORS Kreuznacht,  

Berliner Allee 10, 40212 Düsseldorf 
 
11. M-net Telekommunikations GmbH,  Niederlassung NEFkom, Splittertorgraben 13, 90429 
Nürnberg, 

vertreten durch die Geschäftsführung 
Beigeladene zu 11 

 
12. EWE TEL GmbH, Cloppenburger Str. 310, 26133 Oldenburg, 
  vertreten durch die Geschäftsführung 

          Beigeladene  zu 12
 
13. Envia Tel GmbH, Friedrich-Ebert-Straße 26, 04416 Markkleeberg 
  vertreten durch die Geschäftsführung 
          Beigelandene zu 13
 
 
hat die Beschlusskammer 2 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 

Post und Eisenbahnen  

 

aufgrund der öffentlichen mündlichen Verhandlung vom 27.07.2009 

 

durch 

die vertretende Vorsitzende Dirn Claudia Horn,  

den Beisitzer ORR Jörg Lindhorst sowie 

den Beisitzer ORR Claudius Möller 
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am 14.08.2009 
 
 
 
e n t s c h i e d e n: 
 
1. 	 Die Entgelte für CFV-Ortsnetzpauschalen für Kundenstandorte im selben Ortsnetz wer­

den wie folgt genehmigt.  
 

 

 
 
 

Entgelte für CFV 2MS/T2MS/2MU  

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 441,01
Regio-ON 474,75
Country-ON 653,68

 

 
 
 

 

Entgelte für 34M 

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 7.400,00
Regio-ON 5.084,96
Country-ON 5.720,59

 
 
 

 

Entgelte für 155M 

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 9.500,00
Regio-ON 9.323,99
Country-ON 7.206,97

 
 
 

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 12.800,00
Regio-ON 15.400,00
Country-ON 14.942,72

Entgelte für 622M 

 

 
 
 

 

Entgelte für 2,5G 

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 13.300,00
Regio-ON 15.600,00
Country-ON 17.800,00

 
Entgelte für 16 x T2MS/ 2MU  
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Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 7.969,53
Regio-ON 5.049,10
Country-ON 5.699,03

 

 
 
 

Entgelte für 21 x T2MS/ 2MU  

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 10.500,00
Regio-ON 9.323,99
Country-ON 7.206,97

 

 
 
 

Entgelte für 63 x T2MS/ 2MU  

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 11.400,00
Regio-ON 12.100,00
Country-ON 7.154,17

 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

2. Im Übrigen werden die Anträge abgelehnt.  
3. Die Genehmigung ist befristet bis zum 31.10.2010. 

 
 
 

G r ü n d e 
 
 

I. 
 
 
1. Verfahrensgegenstand: 
 
Der Entscheidung liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Die Antragstellerin ist Betreiberin eines öffentlichen Telekommunikationsnetzes und der hier­
zu gehörenden technischen Einrichtungen. Als solche bietet sie Übertragungswege an, die 
gemäß Regulierungsverfügung BK 3b-07/007 vom 31.10.2007 der Genehmigungspflicht 
nach dem TKG unterliegen. 
 
Die Entgeltgenehmigungen für die Bereitstellung und die Überlassung der CFV (CFV-
Abschlusssegmente) erfolgten zuletzt mit Beschluss BK2a-08/010 vom 31.10.2008, befristet 
bis 31.10.2010. Dabei wurde die überwiegende Anzahl der beantragten Entgelte genehmigt 
bzw. teilweise genehmigt. Im Bereich der innerörtlichen Verbindungslinien (sog. Ortsnetz­
pauschalen, d.h. beide Kundenstandorten befinden sich im selben Ortsnetz) wurde die Erhe­
bung eines Entgeltes auf die Fälle beschränkt, in denen sich beide Kundenstandorte in ver­
schiedenen Anschlussbereichen (ASB) eines Ortsnetzes befinden. Dementsprechend wurde 
die Erhebung eines Entgeltes untersagt, sofern sich beide Kundenstandorte in demselben 
ASB eines Ortsnetzes befinden.  
 
Die Antragstellerin hat gegen den Beschluss BK2a-08/010 vom 31.10.2008 Klage beim Ver­
waltungsgericht Köln eingereicht (Az.: 1 K 7747/08) und macht dort geltend - soweit es die 
verfahrensgegenständlichen Entgelte für Ortsnetzpauschalen betrifft – die Entgelthöhe sei 

 
 



 
 

 
 

 

von Amts wegen zu ermitteln gewesen, so dass diese bereits auf Antrag vom 22.08.2008 
(Az. BK2a-08/010)hätten genehmigt werden müssen.   
 
Daneben hat die Antragstellerin mit Schreiben vom 23.06.09 einen Entgeltgenehmigungsan­
trag gestellt, der allein Entgelte für CFV-Ortsnetzpauschalen zum Gegenstand hat.  
 
Beantragt werden für den Zeitraum vom 01.01.2009 bis zum 31.10.2010 die nachfolgend 
aufgelisteten Entgelte für CFV-Ortsnetzpauschalen, deren Kundenstandorte sich im selben 
Ortsnetz, aber in unterschiedlichen ASB befinden: 

 
 
 

Entgelte für CFV 2MS/T2MS/2MU  

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 800 
Regio-ON 1.000 
Country-ON 1.700 

 

 
 
 

 

Entgelte für 34M 

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 7.400 
Regio-ON 8.000 
Country-ON 8.600 

 
 
 

 

Entgelte für 155M 

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 9.500 
Regio-ON 10.300 
Country-ON 11.500 

 
 
 

 

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 12.800 
Regio-ON 15.400 
Country-ON 17.500 

 
 
 

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 13.300 
Regio-ON 15.600 
Country-ON 17.800 

 

 
 
 

Entgelte für 16 x T2MS/ 2MU  

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

5
 

Entgelte für 622M 

Entgelte für 2,5G 

http:23.06.09


 
 

Backbone-ON 9.700 
Regio-ON 10.400 
Country-ON 11.200 

 

 
 
 

 

Entgelte für 21 x T2MS/ 2MU  

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 10.500 
Regio-ON 11.800 
Country-ON 12.500 

 
 
 

Entgelte für 63 x T2MS/ 2MU  

Verbindungslinie (Überlassung jährlich im voraus) 
Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz (ON): 

Backbone-ON 11.400 
Regio-ON 12.100 
Country-ON 12.800 
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Dem Antrag wurden beigefügt: Anlage 1, Leistungsbeschreibung und Preise, Anlage 2, An­
gaben zu Umsatz, Absatzmengen und Deckungsbeiträgen) sowie Anlage 3, Tarifkalkulation.  
 
Dem Antrag wurden keine gesonderten Kostenunterlagen beigefügt. Die Antragstellerin ver­
weist insoweit aus Gründen der Verfahrensökonomie auf die im Entgeltgenehmigungsverfah­
ren BK2a-08/010 vorgelegten Unterlagen. 
 
Zum Antrag führt die Antragstellerin folgendes aus:   
 

Mit dem Entgeltgenehmigungsantrag für CFV vom 22.08.2008 (Az.: BK2a-08/010) ha­
be die Antragstellerin die Ortsnetzpauschale für Kundenstandorte im selben Ortsnetz 
sowohl auf solche CFV bezogen, deren Enden im selben Anschlussbereich lägen, wie 
auch auf solche CFV, deren Enden in unterschiedlichen Anschlussbereichen lägen. 
Die somit vorgesehene Ortsnetzpauschale für Kundenstandorte im Ortsnetz solle die 
Vereinfachung der Preisberechnung sicherstellen und damit den Ansprüchen der Kun­
den der Antragstellerin bzgl. einer besseren Planung und Preistransparenz Rechnung  
tragen. Zuvor habe die Zuordnung von Standorten zu den einzelnen ASB wiederholt zu 
Rechnungseinwendungen der Kunden geführt.  
 
Selbst wenn wie im Beschluss BK2a-08/010 vom 31.10.2008 unterstellt würde, dass 
keine Verbindungslinie angesetzt werden dürfe wenn beide Kundenstandorte im selben 
ASB liegen, so hätten die Entgelte für die Fälle, in denen die beiden Kundenstandorte  
nicht im selben ASB liegen, kostendeckend und somit entsprechend höher genehmigt 
werden müssen. Da der Beschluss BK2a-08/010 vom 31.10.2008 dies jedoch nicht be­
rücksichtige, würden mit diesem Entgeltgenehmigungsantrag die entsprechend korri­
gierte Entgelte beantragt.  
 
Mit Beschluss BK2a-08/010 vom 31.10.2008 seien darüber hinaus bei Ortsnetzpau­
schale für Kundenstandorte im selben Ortsnetz die Entgelte für CFV 2,5 Gbit/s und 
21x2 Mbit/s in den Tarifen Regio-Ortsnetz und Country-Ortsnetz durch Nichtberück­
sichtigung von Verbindungslängen zu niedrig genehmigt. Die genehmigten Ortsnetz­
pauschalen berücksichtigen lediglich den längenunabhängigen Sockelbetrag. Die län­
genabhängigen Kosten blieben bei der Entgeltfestsetzung hingegen unberücksichtigt. 
Deshalb werde mit diesem Entgeltgenehmigungsantrag zusätzlich die Berücksichti­
gung der längenabhängigen Komponente und somit höhere Entgelte beantragt.  
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2. Vortrag Beigeladener 
 
Während des Verfahrens haben die Beigeladenen zu 1, 2,8, 10, 11 und 14 schriftliche Stel­
lungnahmen zum Entgeltantrag abgegeben. Sie tragen im Wesentlichen vor, dass der Antrag 
unzulässig sei: 
 

 
Der Antrag richte sich auf eine zweite  Genehmigung der bereits mit Beschluss BK2a­
08/010 vom 31.10.2008 genehmigten Entgelte. Er entspreche daher in der Sache voll­
ständig der Genehmigung BK2a-08/010 vom 31.10.2008. Darin seien Entgelte für den Fall 
genehmigt worden, dass beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz lägen. Aller­
dings sei der Antragstellerin in Ziffer 3. untersagt worden, Entgelte für Verbindungslinien 
zu erheben, wenn sich die Enden der CFV in demselben ASB befänden. Damit könne 
sich die Genehmigung nur auf solche CFV-Verbindungslinien beziehen, deren beiden En­
den in unterschiedlichen ASB liegen. Die Antragstellerin beantrage deshalb in der Sache 
eine Wiederholung der bereits durch Beschluss BK2a-08/010 getroffenen Entscheidung. 
Der Antrag ziele lediglich auf höhere Entgelte, die mit Beschluss BK2a-08/010 unter Ziffer 
6 im Übrigen abgelehnt worden seien. Höhere Entgelte seien deshalb nicht genehmi­
gungsfähig. 

 
Der Antrag sei auch unbegründet. Eine erneute Genehmigung komme nur nach einer Auf­
hebung der jeweiligen Entgeltpositionen in der Entscheidung BK2a-08/010 in Betracht. 
Eine Aufhebung gem. §§ 48, 49, VwVfG werde von der Antragstellerin allerdings nicht, 
auch nicht vorsorglich, beantragt. Eine Aufhebung der Entscheidung lasse sich weder auf 
§ 48 Abs. 1 Satz 1 VwVfG noch auf § 49 Abs. 1 Satz 1 VwVfG stützen.  
 
Im Übrigen bestehe auch kein Anspruch auf eine Entgeltgenehmigung in der beantragten 
Höhe. 
 
Eine rückwirkende Aufhebung der betreffenden Entgeltgenehmigungen durch Beschluss 
BK2a-08/010 vom 31.10.2008 lasse sich nicht auf § 49 VwVfG stützen. Insoweit sei ein 
Widerruf für die Vergangenheit lediglich unter den engen Voraussetzungen des § 49 Abs. 
3 VwVfG möglich. Dies sei vorliegend nicht der Fall.  
 
Auch auf § 48 VwVfG lasse sich eine Aufhebung der Genehmigung nicht stützen. Die Vor­
schrift sei schon deshalb nicht anwendbar, weil die Entgeltgenehmigung vom 31.10.2008 
nicht rechtswidrig sei.  
 
Die Beigeladenen hätten darauf vertraut, dass die mit Beschluss BK2a-08/010 vom 
31.10.2008 genehmigten Entgelte anwendbar blieben und ihre Kalkulation hieran ausge­
richtet. Da sie auf den Bestand der genehmigten Entgelte vertrauen durften, sei eine 
Rücknahme nicht mehr möglich (§ 48 Abs. 2 Satz 1 VwVfG).   
 
Auch wenn man die Entgeltgenehmigung nicht als Fall des § 48 VwVfG einordne, sei eine 
Rücknahme ausgeschlossen. Zwar liege die Entscheidung über eine Rücknahme dann 
grundsätzlich nach § 48 Abs. 3 VwVfG im Ermessen der zuständigen Behörde. Dieses 
Ermessen sei aber für Entgeltgenehmigungen nach TKG im Einklang mit den Regelungen 
zur Aufhebung von Entgeltgenehmigungen nach § 35 Abs. 5 TKG auszuüben. Dies 
schließe vorliegend eine Rücknahme der Entgeltgenehmigung aus. Nach § 35 Abs. 5 
Satz 3 TKG sei eine rückwirkende Anpassung der Entgeltgenehmigung ausschließlich 
möglich, wenn dass verpflichtete Unternehmen zuvor eine einstweilige Verfügung erwirkt 
habe. 
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Nach Berechnungen der Beigeladenen zu 14. führe die beantragte Preisgestaltung zu ei­
ner Verteuerung von 120% bis 485%, abhängig von der jeweiligen Variante. Diese Preis­
erhöhung könne nicht an die Endkunden weitergegeben werden.  
 
Für eine rückwirkende Genehmigung habe die Beigeladene keine Rücklagen gebildet.  
 
Die Beigeladene zu 1. sieht eine Verbindungslinie für den Fall, dass sich die Kunden­
standorte im selben ASB befinden, als nicht erforderlich an. Verbindungslinien seien in 
dieser Konstellation nicht vorhanden. Somit dürften damit auch keine Kosten anfallen.  
 
Eine rückwirkende Genehmigung scheide aus, da nach § 31 Abs. 5 TKG Entgeltanträge 
einschließlich aller zur Genehmigungserteilung erforderlichen Unterlagen vor dem beab­
sichtigten Inkrafttreten vorzulegen seien. Der vorliegende Entgeltantrag sei erst am 
23.06.2008 gestellt, sodass die Entgelte auch frühestens ab diesem Zeitpunkt zu geneh­
migen wären.  

 
Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 03.08.2009 zum Vortrag der Beigeladenen erwi­
dert. 
 

Demnach sei der Entgeltantrag zulässig. Der sachlichen Bescheidung sowie der Stattga­
be des verfahrensgegenständlichen Entgeltantrags stehe der Beschluss BK2a-08/010 
vom 31.10.2008 nicht entgegen, weil es sich um jeweils andere Antragsgegenstände und 
Sachverhalte handele. 
 
Dem Antrag vom 22.08.2008 (Az.: BK2a-08/010) sei für CFV-Ortsnetzpauschalen eine 
Pauschalierung zugrunde gelegt worden, wonach die Kosten für die Verbindungslinie bei 
CFV, deren Enden sich in demselben Ortsnetz befinden, pauschaliert umgelegt wurden, 
ohne danach zu differenzieren, ob die beiden CFV-Enden in demselben oder nicht in  
demselben ASB lägen. Diese Sichtweise sei im Beschluss BK2a-08/010 vom 31.10.2008 
untersagt worden. Im verfahrensgegenständlichen Antrag vom 23.06.2009 werde auf der 
Grundlage dieser Rechtsauffassung der Bundesnetzagentur deshalb die Allokation der 
Kosten für die Verbindungslinien konsequenterweise so vorgenommen, dass diese auf 
CFV mit Enden in verschiedenen ASB innerhalb desselben Ortsnetzbereichs umgelegt 
würden. Damit weiche der vorliegende Antragsgegenstand von dem des Antrags vom 
22.08.2008 (Az.: BK2a-08/010) ab, mit der Folge, dass der Beschluss vom 31.10.2008 
der Bescheidung des hiesigen Antrags nicht entgegenstehen könne. Damit handele es 
sich auch nicht um einen bloß wiederholten oder wiederholenden Antrag, sondern um ei­
nen neuen Sachverhalt, so dass auch deshalb der Beschluss vom 31.10.2008 keine Bin­
dungswirkung entfalten und der Bescheidung und Stattgabe des nunmehrigen Antrags 
nicht entgegenstehen könne.  
 
Aus Ziff. 6 des Tenors des Beschlusses BK2a-08/010 könne aus der Aussage, dass die 
Anträge im Übrigen abgelehnt werden, auch nicht abgeleitet werden, dass innerhalb eines 
Ortsnetzes für ASBverlassende CFV höhere Entgelte nicht genehmigungsfähig seien. Die 
genannte Ziff. 6 besage lediglich, dass der Antrag vom 22.08.2008 (Az.: BK2a-08/010), 
soweit ihm nicht stattgegeben wurde, abgelehnt wurde. Daraus folge nicht, dass ein neuer 
Antrag unzulässig wäre.  
 

Die beantragten Entgeltmaßnahmen wurden im Amtsblatt der Bundesnetzagentur,  Nr. 
13/2009 als Mitteilung Nr. 359 sowie im Internet auf der Homepage der BNetzA veröffent­
licht. 

 
Die Antragstellerin wurde mit Schreiben vom 29.06.2009, 09.07.2009, 15.07.2009 und  
27.07.2009 um Erläuterungen zu den vorgelegten Kostenkalkulationen gebeten. Im Verlauf 
des Verfahrens hat sie dazu in mehreren Schreiben geantwortet. Darüber hinaus hat am 
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07.07.2009 eine Vor-Ort-Prüfung zur Selektierung ASB-verbleibender- und –verlassender 
CFV bei der Antragstellerin stattgefunden.  

 
Die öffentliche mündliche Verhandlung hat am 27.07.2009 stattgefunden. Dabei wurde den 
Verfahrensbeteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.  

 
3. Konsistenz  
 
Die übrigen mit Telekommunikation befassten Beschlusskammern und Abteilungen der Bun­
desnetzagentur sind über die beabsichtigte Entscheidung informiert worden und hatten Ge­
legenheit zur Stellungnahme. Die sich aus § 132 Abs. 4 TKG zur Wahrung einer einheitli­
chen Spruchpraxis ergebenden Informations-, Austausch- und Abstimmungspflichten wurden 
insofern beachtet. 
 
Die Anhörung des Bundeskartellamtes nach § 123 TKG ist erfolgt. Das Bundeskartellamt hat 
von einer Stellungnahme abgesehen 
 
Die Entscheidung erfolgt innerhalb der nach § 31 Absatz 6 Satz 3 TKG vorgegebenen Frist. 
 
Zu den weiteren verfahrensgegenständlichen Einzelheiten wird auf die Akten Bezug ge­
nommen. 
 

II. 

 

Die Entscheidung der Beschlusskammer beruht auf §§ 30 Abs. 1 Satz 1, 21, 31 Abs. 1, 32 
Nr.1, 35 Abs. 3, §§ 132 ff TKG. 
 
 
1.  Zuständigkeit  

Die Zuständigkeit der Beschlusskammer für die Entscheidung folgt aus § 132 Abs.1 Satz 
1 TKG, denn es handelt sich um eine Entscheidung nach den Regelungen des Zweiten 
Teils des TKG. 

 
2. Genehmigungspflicht gem. § 30 i.V.m. § 21 TKG 
 

Die verfahrensgegenständlichen Entgelte unterliegen der Genehmigungspflicht aufgrund 
der Regulierungsverfügung BK3b-07/007 vom 31.10.2007. Zwar wurde diese Regulie­
rungsverfügung mit Beschluss des Verwaltungsgerichts Köln 1 K 5114 / 07 vom 
29.11.2007 aufgehoben, soweit sie andere Mietleitungen als klassische Mietleitungen mit 
Bandbreiten bis 2 Mbit/s betrifft. Dieses Urteil ist jedoch noch nicht bestandskräftig, da die 
BNetzA gegen dieses Urteil Revision beim Bundesverwaltungsgericht eingelegt hat.  

 
3. Zulässigkeit des Antrags 
 

Der Antrag ist zulässig.  
 
Die Auffassung der Beigeladenen, dass die Antragstellerin unzulässig in der Sache eine 
Wiederholung der bereits durch Beschluss BK2a-08/010 vom 31.10.2008 getroffene Ent­
scheidung beantrage, trifft nicht zu. Der vorliegende Antrag ist nicht identisch mit der Ab­
lehnung der Entgeltgenehmigung vom 31.10.2008 und kann auch nicht als bloße Entgelt­
erhöhung bewertet werden. 
 
Die hier beantragten Entgelte für CFV-Ortsnetzpauschalen unterscheiden sich von der 
Genehmigung BK2a-08/010 vom 31.10.2008 nicht nur in der Höhe, sondern insbesondere 
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auch in qualitativer Hinsicht. Es handelt sich um ein anderes als das mit Antrag vom 
22.08.2008 (Az.: BK2a-08/010) beantragte (und nicht genehmigte) Entgelt (1). Die Ent­
geltforderung richtet sich an einen anderen Adressatenkreis (2). Das Entgelt basiert auf 
einer anderen Kostenberechnung (3). Die Höhe der Entgelte ist nicht identisch (4). Die 
Entscheidung BK2a-08/010 enthält damit keine Sachentscheidung zum vorliegenden An­
trag. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Tenor der Entscheidung (5). Die mit 
Entscheidung BK2a-08/010 vom 31.10.2008 erteilte Genehmigungsfrist entfaltet keine 
Sperrwirkung (6). 
 
(1) anderer Entgeltantrag 
 

In dem Verfahren BK2a-08/010 wurde ein pauschales Entgelt zur Entscheidung ge­
stellt, dass sowohl ASB-verbleibende und –verlassende CFV betraf. Soweit sich in ei­
nem Ortsnetz beide Enden in demselben ASB befinden, wurde das Entgelt abgelehnt, 
weil nicht ersichtlich war, weshalb in diesem Fall überhaupt eine (kostenpflichtige) Ver­
bindungslinie anzusetzen sein sollte.   
 
Mit vorliegenden Antrag verfolgt die Antragstellerin aber nicht das Anliegen weiter, ein 
einheitliches Entgelt für innerörtliche CFV, ASB-verbleibend und –verlassend, zu bean­
tragen. Der Antrag vom 23.06.2009 richtet sich vielmehr auf die Beantragung eines 
Entgeltes ausschließlich für Entgelte ASB-verlassend. Für diesen Fall enthält die Ent­
scheidung BK2a-08/010 vom 31.10.2008 keine Aussage.  

 
(2) anderer Kundenkreis 
 

 
Nach Antrag vom 22.08.2008 (Az. BK2a-08/010) sollte ein Entgelt von allen Kunden 
erhoben werden, die ASB-verbleibende und –verlassende CFV innerörtlich nachfragen. 
Nach Antrag vom 23.06.2009 soll ein Entgelt nur noch den Abnehmern innerörtlicher 
CFV ASB-verlassend in Rechnung gestellt werden. Kunden, die innerörtliche CFV 
ASB-verbleibend in Anspruch nehmen, soll dagegen kein Entgelt mehr in Rechnung 
gestellt werden. Der Entgeltantrag respektiert insoweit die Wertung des Beschlusses 
BK2a-08/010 vom 31.10.2008, so dass dieser dem Antrag auch denklogisch nicht ent­
gegen stehen kann.  

 
(3) andere Kostenkalkulation 

 
Der vorliegende Antrag geht von anderen Bezugsgrößen zur Kostenkalkulation aus, als 
der Antrag vom 22.08.2008 (Az.: BK2a-08/010). Während der Antrag vom 22.08.2008 
(Az.: BK2a-08/010)die Kundengruppe ASB-verbleibend und –verlassend zu Grunde 
gelegt wurde, werden hier die Kosten lediglich auf die Kundengruppe ASB-verlassend 
verteilt. 

 
(4) Höhe der Entgelte 

 
Aus dem Umstand, dass die Kosten auf einen anderen Kundenkreis verteilt werden,  
woraus eine andere Kostenkalkulation folgt, errechnet sich ein quantitativ wie qualitativ 
anderes Entgelt. 

 
(5) kein entgegenstehender Entscheidungstenor.  
 

Aus Ziff. 6 des Beschlusses BK2a-08/010 vom 31.10.2008, wonach die Anträge im  
Übrigen abgelehnt wurden, kann nicht abgeleitet werden, dass für CFV im selben 
Ortsnetz, ASB verlassend, keine höheren Entgelte genehmigungsfähig sind.  
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Die Formulierung die Anträge werden im  Übrigen abgelehnt beinhaltet die Klarstellung, 
dass den Anträgen nicht stattgegeben wird, soweit sie im Tenor nicht ausdrücklich ge­
nehmigt wurden. Es handelt sich um eine zusammenfassende negative Sachentschei­
dung zu den Anträgen vom 22.08.2008. Ein Verbot erneuter Antragstellung, z.B. unter 
Vorlage verbesserter Kostenunterlagen, ist damit nicht verbunden und kann aus der 
zusammenfassenden Formulierung im Übrigen nicht abgeleitet werden. Umso weniger 
ist ein sachlich anderer Antrag ausgeschlossen.  
 

(6) Keine Sperrwirkung der Genehmigungsfrist 
 

Die TKG-rechtlichen Vorschriften stehen der Antragstellung vor Ablauf der Genehmi­
gungsfrist nicht entgegen. Gem. § 31 Abs. 1 TKG hat bei befristet erteilten Genehmi­
gungen die Entgeltvorlage einschließlich aller zur Genehmigungserteilung erforderli­
chen Unterlagen mindestens zehn Wochen vor Fristablauf zu erfolgen. Hätte der Ge­
setzgeber die Möglichkeit einer frühzeitigeren Antragstellung abschneiden wollen, hätte 
er nicht die Formulierung „mindestens“ gewählt.   
 
Auch aus der in § 35 Abs. 4 TKG enthaltenen Soll-Regelung, wonach Genehmigungen 
mit eine Befristung versehen werden sollen, ergibt sich, dass auch unbefristete ge­
nehmigungen möglich sind. Ist dem aber so, so muss eine erneute Antragstellung wäh­
rend der Laufzeit einer Genehmigung möglich sein. Zudem hat die Befristung das Ziel, 
regelmäßige Kostenüberprüfungen herbeizuführen. D.h., die Befristung hat das Ziel, 
Entgeltgenehmigungen an der Entwicklung der Kosten zu orientieren. Bei geänderter  
Kostensituation muss es auch der Antragstellerin möglich sein – und entspricht dem  
Hinter der Befristung liegenden Rechtsgedanken – dass das Unternehmen auch von 
sich aus einen entsprechenden Antrag stellt.  
 
Eine Sperrwirkung kann im Übrigen nicht eintreten, da es sich um einen Antrag zu ei­
nem anderen Sachverhalt handelt.  

 
4. Art der Entgeltgenehmigung 
 

Die Genehmigung erfolgt gem. § 32 Nr. 1 TKG auf der Grundlage der auf die einzelnen 
Dienste entfallenden Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung. Ein Entgeltkorb für 
ein Price-Cap-Verfahren wurde nicht festgelegt.  

 
5. Genehmigungen 
 

Die im tenorierten Umfang genehmigten Entgelte überschreiten die Kosten der effizienten 
Leistungsbereitstellung  nicht (§ 31 Abs. 1 TKG). Zudem liegen für diese Entgelte keine 
Versagungsgründe nach § 35 Abs. 3 S. 2 TKG vor. 
 
Für Entgelte, die nach § 30 Abs. 1 S. 1 TKG der Genehmigungspflicht unterliegen, ist ge­
mäß § 35 Abs. 3 TKG die Genehmigung ganz oder teilweise zu erteilen, soweit die Ent­
gelte den Anforderungen der §§ 28 und 31 nach Maßgabe des Absatzes 2 entsprechen 
und keine Versagungsgründe nach Satz 2 oder 3 vorliegen.  
 
Bei einigen Entgeltpositionen (CFV 34 Mbit/s, CFV 155 Mbit/s Backbone-ON, CFV 622 
Mbit/s, CFV 2,5 Gbit/s, 21x2 Mibt/s, 63x2 Mbit/s) beantragt die Antragstellerin Entgelte, 
die unterhalb der festgestellten Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung liegen. Die­
se Entgelte wurden antragsgemäß genehmigt. Einerseits überschreiten sie die Kosten der 
effizienten Leistungsbereitstellung nicht (§ 31 Abs. 1 TKG), andererseits ist derzeit kein 
missbräuchliches Verhalten der Antragstellerin gem. § 28 TKG feststellbar, § 35 Abs. 3, S. 
1 TKG 
 
Der Antrag auf rückwirkende Entgeltgenehmigung ab dem 01.01.2009 wird abgelehnt. 



 
 

 
 

 
Gemäß den der Feststellungen des Beschlusses BK2a-08/002 vom 31.03.2008 ist die 
Gewährung von abnahmebezogenen Umsatz- und Mietzeitpreisnachlassrabatten unzu­
lässig. Insoweit ist eine diesbezügliche Rabattgewährung auch für die hier genehmigten 
Entgelte für die CFV-Ortsnetzpauschalen unzulässig. Auf die dortigen Ausführungen wird 
Bezug genommen. 
 
4.1 vorgelegte Kostenunterlagen 

 
Die Bestimmung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung erfolgte auf Basis der 
von der Antragstellerin gem. § 33 Abs. 1 TKG mit dem Entgeltantrag vorzulegenden Un­
terlagen. Dabei handelt es sich um die bereits im Entgeltgenehmigungsverfahren BK2a­
08/010 (Beschluss vom 31.10.2008) eingereichten Kostenunterlagen. - sowie der weiteren 
in diesem Verfahren mit Antrag bzw. auf Nachfrage vorgelegten Unterlagen. Diese Unter­
lagen sind im Hinblick auf die genehmigten Entgelte vollständig im Sinne des § 33 TKG.  
 
Die Antragstellerin hatte mit ihrem Antrag BK2a-08/010 vom 22.08.2008 bereits umfas­
sende Kostenunterlagen für die Abschlusssegmente von CFV vorgelegt, auf dessen Basis 
eine Prüfung der Kosten für die hier beantragten Entgelte erfolgen konnte. Bezüglich der 
im Verfahren BK2a-08/010 vorgelegten Kostenunterlagen besteht insoweit keine Veran­
lassung von den damaligen Prüfergebnissen abzuweichen. Es wird daher auf die Prüfer­
gebnisse des Beschlusses BK2a-08/010 vom 31.10.2008 verwiesen.  
 
Während des Vor-Ort-Termins am 07.07.2009 hat die Antragstellerin eine Methode vor­
gestellt, die im Rückgriff auf die im Verfahren BK2a-08/010 vorgelegten Kostenunterlagen 
eine grundsätzliche Abgrenzung der CFV-Investitionswerte für ASB-verlassend und ASB­
verder 

 
 
Die Unterscheidung anhand der war allerdings nicht vollständig. Zwar durchlaufen 
Mietleitungen, bei denen in der Leitungsführung lediglich eine angegeben ist, nur 
einen Netzknoten. Diese lassen sich hierdurch eindeutig als ASB-verbleibende Mietleitun­
gen identifizieren. 
 
Allerdings gilt für den umgekehrten Fall, dass sich die  voneinander unterscheiden 
nicht zwangsläufig, dass diese in jedem Fall ASB-verlassend sind. Da beim Kunden über­
tragungstechnische Geräte installiert sein können und in diesem Fall unterschiedliche 

 vorhanden sind, obwohl die Mietleittung im ASB verbleibt. 
 
Mit Antwortschreiben vom 23.07.2009 auf das Auskunftsersuchen vom 15.07.2009 über­
mittelte die Antragstellerin eine modifizierte Datei, in welcher die Mietleitungen nach 
ASB-verlassend und ASB-verbleibend separiert worden sind. Diese Daten wurden um 
Angaben zu Standard-Festverbinungen (SFV) bereinigt und das Mengengerüst plausibili­
siert (siehe hierzu ausführlicher den Akte enthaltenden Prüfbericht vom 13.07.2009). 
 
 
Die vorgelegten Kostennachweise ermöglichen im tenorierten Umfang eine Prüfung durch 
die Bundesnetzagentur im Hinblick auf ihre Transparenz und die Aufbereitung der Daten 
sowie eine Quantifizierung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung und eine 
Entscheidung innerhalb der gesetzlichen Frist gem. § 33 Abs. 4 TKG.  
 
4.2 Ergebnisse der Kostenprüfungen 
 
4.2.1 Berechnung der Antragstellerin  
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Eine Entgeltgenehmigung auf Basis der in Anlage 3 des Antrags enthaltenen Tarifkalkula­
tion der Antragstellerin war nicht möglich, da kein Bezug zwischen den beantragten Ent­
gelten und den korrespondierenden Kostenwerten feststellbar war. Da sich die beantrag­
ten Entgelte weder aus den geprüften Kostenunterlagen ergeben noch nachvollzogen 
werden können, ist die Berechnung der Antragstellerin nicht sachgerecht.  
 
Dies wird nachfolgend am Beispiel der CFV 2 Mbit/s beispielhaft dargestellt:  
 

Ausgehend von dem mit Beschluss BK2a-08/010 vom 31.10.2008 genehmigten (kos­
tenentsprechenden) Entgelt für die 
 
„CFV 2 Mbit/s, Verbindungslinie, Beide CFV-Kundenstandorte im selben Ortsnetz, 
Backbone-ON“ 
 
in Hö  394,59 € und der Anzahl der ASB-verbleibenden- und ASB-verlassenden-
CFV  berechnet die Antragstellerin ein „anerkanntes Kostenvolumen“ in Höhe 
von €. Dann bestimmt sie einen „Umsatzblock vor Rabattabzug“ in Höhe von

€ in dem die Anzahl der AsB-verlassenden-CFV mit dem beantrag­
ten Entgelt in Höhe von 800 € multipliziert werden.  
 
Wie das beantragte Entgelt berechnet worden ist, ist aus der vorliegenden Unterlage 
für die CFV 2 Mbit/s nicht ableitbar. Aus den geprüften Kostenunterlagen ergibt sich  
ausschließlich der Wert in Höhe von 394,59 €. 

 
Selbst wenn unterstellt würde, dass das „anerkannte Kostenvolumen“ allein von den AsB­
verlassenden-CFV  zu tragen wäre, würde sich ein Wert in Höhe von € er­
geben der deutlich vom beantragten Wert in Höhe von 800 € abweicht. Diese Abweichung 
lässt sich auch nicht durch die eingerechneten Rabatte erklären, die bei der 2M-CFV zu­
sammengenommen  ausmachen. Damit liegt der neu ermittelte Umsatzblock für 
die CFV 2 Mbit/s über alle beantragten Tarife hinweg knapp über dem „aner­
kannten Kostenvolumen“. Dieses Ergebnis lässt sich nicht für alle Bandbreiten feststellen. 
Teilweise liegt der neu ermittelte Umsatzblock auch unter dem „anerkannten Kostenvolu­
men“. Allerdings erwirtschaftet die DTAG in diesem Segment mit der 
CFV 2 Mbit/s rund  des Umsatzes, so dass die „Einsparungen“ bei 
den anderen Bandbreiten nicht ins Gewicht fallen.  
 
4.2.2 Ermittlung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung 
 
Auf der Grundlage der im Verfahren BK2a-08/010 eingereichten und geprüften Kostenun­
terlagen sowie auf Grund der neuen in diesem Verfahren gewonnen Erkenntnisse im Hin­
blick auf die Unterscheidung zwischen ASB-verbleibenden und ASB-verlassenden CFV 
Ortsnetz-Verbindungslinien, war die Herleitung von Entgelten für „nur ASB-verlassende 
CFV“ gem. §§ 33 Abs. 4, 31 Abs. 1 TKG möglich. 
 
In ihrem Entgeltantrag vom 22.08.2008 (BK2a-08/010) hatte die Antragstellerin lediglich 
ein pauschales Entgelt für sämtliche innerörtlichen CFV, d.h. Anfang und Ende befinden 
sich im selben Ortsnetz, kalkuliert. Die Antragstellerin hatte insofern nicht zwischen ASB-
verlassenden und ASB-verbleibenden CFV differenziert.  
 
Mit vorliegendem Entgeltantrag wird ein anderes Entgelt hergeleitet. Die relevanten Kos­
ten (Verbindungsliniennetz, Ortsnetz, ASB-verlassend)) werden nunmehr nicht mehr pau­
schal auf die Gesamtmenge innerörtlicher CFV bezogen, sondern lediglich auf die Teil­
menge innerörtlicher CVF – aber nur ASB-verlassend. SFV werden dabei nicht berück­
sichtigt. Zur Herleitung dieser Entgelte ist zunächst die Kenntnis der jeweiligen längenab­
hängigen und längenunabhängigen Investionswerte (getrennt nach ASB-verlassend und 
ASB-verbleibend) erforderlich. Diese Werte sind dann auf der Basis der tatsächlichen 
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Längen- und Mengengerüste auf einen pauschalen Wert (nur ASB-verlassend) zu normie­
ren. 
 
Eine derartige Betrachtung war allein auf Basis den Unterlagen den Verfahrens BK2a­
08/010 nicht möglich.  
 

In den Kostenunterlagen des Antrags BK2a-08/010 hatte die Antragstellerin Kosten je 
Bandbreite (2 Mbit/s bis 2,5 Gbit/s) ermittelt. Diese laufenden Kosten wurden weiter un­
tergliedert in Anschlusslinie und Verbindungslinie. Die für den vorliegenden Antrag zu 
betrachtenden Kosten für Verbindungslinien enthalten wiederum eine Feinuntergliede­
rung für CFV, deren beiden Enden sich in einem Ortsnetz- oder deren beiden Enden 
sich in unterschiedlichen Ortsnetzen befinden. Befinden sich beide Enden der CFV in 
einem Ortsnetz (dass ist der hier zu betrachtenden Fall), erfolgt darüber hinaus eine  
weitere Untergliederung in die Entgeltvarianten „Backbone-ON“, „Regio-ON“ und 
„Country-ON“ (zur Beschreibung siehe Anlage 1 des Antrags). Der Kostennachweis er­
folgt je Entgeltvariante. Ein darüber hinausgehende Differenzierung in ASB-verbleibend 
oder ASB-verlassend erfolgte nicht.  

 
Innerhalb des Kostennachweises je Entgeltvariante differenziert die Antragstellerin zwi­
schen längenunabhängigen Kosten (z.B. Kosten in Netzknoten) und längenabhängigen 
Kosten (z.B. Linientechnik)  

 
Aufgrund der mit Schreiben vom 23.07.2009 übermittelten -Datei konnte eine Unter­
scheidung der Investitonswerte nach AsB-verbleibend und AsB-verlassend erfolgen und 
als Basis für die weitere Entgeltberechnung herangezogen werden. Eine Differenzierung 
der Investitionswerte nach längenabhängigen und längenunabhängigen Komponenten 
konnte nicht vorgenommen werden. Dies war aber auch nicht notwendig, weil die zu ge­
nehmigenden Pauschalentgelte ebenfalls keine längenabhängige Komponente beinhal­
ten. Insoweit war die Ermittlung des gesamten Durchschnitts-Investitionswerts je Anla­
genklasse ausreichend (siehe Prüfbericht vom 13.08.2009)  
 
Der hier berücksichtigte Kostenblock wurde auf den Bereich „ASB-verlassend“ be­
schränkt. Die Antragstellerin weist zwar Investionswerte aus, die den Bereich ASB-
verbleibend betreffen. Es bleibt dabei aber vollkommen unklar, weshalb bei ASB-
verbleibenden Mietleitungen überhaupt Investitionen in das Verbindungsnetz erforderlich 
sind. So erscheint es insbesondere in Bezug auf die Anlagenklassen 

unplausibel,  dass diese bei ASB-verlassenden Mietlei­
tungen benötigt werden sollten. Insoweit wurden nur diejenigen CFV-Investionswerte be­
rücksichtigt, die tatsächlich für die ASB-verlassenden Mietleitungen ausgewiesen sind. In­
vestitionen in das Verbindungsnetz die ASB-verbleibende Mietleitungen zugeordnet sind, 
wurden nicht auf ASB-verlassende verteilt, sondern bleiben unberücksichtigt.  
 
Diese berücksichtigungsfähigen Kosten wurden dann – anders als im Verfahren BK2a­
08/010 – lediglich auf das Mengengerüst „ASB-verlassend“, d.h. auf die Anzahl innerörtli­
cher CFV bezogen, deren Enden sich in unterschiedlichen ASB befinden. Hier wurden je­
doch nicht die von der Antragstellerin in Anlage 3 des Antrags enthaltenen Mengenanga­
ben verwendet. Diese Angaben decken sich nicht mit den Angaben in den sog. 
Dateien der Antragsunterlagen BK2a-08/010 Dateien, Anlage 4, Teil 2, KeL_08). Zur 
weiteren Berechnung wurden daher die Daten aus den Dateien verwendet, die inso­
weit einen Bezug zur Gesamtkalkulation des Verfahrens BK2a-08/010 haben, als das auf 
dieser Basis auch die Investitionswerte ermittelt wurden und die Antragstellerin als Kos­
tenunterlage ausdrücklich hierauf verweist.  
 
Als Durchschnittlängen wurden die bereits im Verfahren BK2a-08/010 verwandten Durch­
schnittslängen angesetzt. Einzig bei den Bandbreiten 21x2 Mbit/s, 63x2 Mbit/s und 2,5 
Gbit/s wurden die Längen angepasst, da die Antragstellerin im Verfahren BK2a-08/010 



 
 

 

        

 
 

 

 

      

 
 

 
 

      

 

 
 

 

 

      

 
 

 

 

      

 

 
 

 
 

2Mbit 
berücksichtigte Leitun­
gen Tarifzone Kosten Menge Kostenvolumen 
alle Mietleitungen BB-ON 394,59 € 
CFV verlassend BB-ON 441,01 € 
alle Mietleitungen Regio-ON 365,22 € 
CFV verlassend Regio-ON 474,75 € 
alle Mietleitungen Country-ON 350,48 € 

CFV verlassend Country-ON 653,68 € 

34Mbit 
berücksichtigte Leitun­
gen Tarifzone Kosten 
alle Mietleitungen BB-ON 5.566,14 € 
CFV verlassend BB-ON 8.006,80 € 
alle Mietleitungen Regio-ON 2.741,22 € 
CFV verlassend Regio-ON 5.084,96 € 
alle Mietleitungen Country-ON 2.794,26 € 

CFV verlassend Country-ON 5.720,59 € 

155Mbit 
berücksichtigte Leitun­
gen Tarifzone Kosten 
alle Mietleitungen BB-ON 9.366,72 € 
CFV verlassend BB-ON 11.735,56 € 
alle Mietleitungen Regio-ON 8.594,25 € 
CFV verlassend Regio-ON 9.323,99 € 
alle Mietleitungen Country-ON 7.528,09 € 

CFV verlassend Country-ON 7.206,97 € 

622Mbit 
berücksichtigte Leitun­
gen Tarifzone Kosten 
alle Mietleitungen BB-ON 13.872,06 € 
CFV verlassend BB-ON 17.753,11 € 
alle Mietleitungen Regio-ON 16.832,97 € 
CFV verlassend Regio-ON 17.109,27 € 
alle Mietleitungen Country-ON 9.721,97 € 

CFV verlassend Country-ON 14.942,72 € 

2,5Gbit 
berücksichtigte Leitun­
gen Tarifzone Kosten 
alle Mietleitungen BB-ON 8.808,83 € 
CFV verlassend BB-ON 19.600,51 € 
alle Mietleitungen Regio-ON 2.810,29 € 
CFV verlassend Regio-ON 24.135,98 € 
alle Mietleitungen Country-ON 942,91 € 

CFV verlassend Country-ON 27.259,19 € 
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durchschnittliche Längen von 0 km angesetzt hatte. Diese Werte wurden nunmehr korri­
giert (siehe Prüfbericht der Fachabteilung vom 13.08.2009).  
 

Aufgrund dieser Berechnungsgrundlage resultieren die in nachfolgender Tabelle dargestell­
ten Entgelte:  
 
Vergleich Kostenvolumen Verbindungsnetz vor (alle Mietleitungen) und nach Anpassung 
(CFV verlassend) der zu berücksichtigenden Leitungen: 



 
 

 
 

 
 
4.3 Prüfung auf Verletzung der Maßstäbe gem. § 28 TKG 
 

Die genehmigten Entgelte genügen den Maßstäben des § 28 Abs. 1 Nr. 2, Satz 2 TKG. 
Von den im tenorierten Umfang genehmigten Entgelten geht keine erhebliche Beeinträch­
tigung der Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Untenehmen aus. Von einer erheblichen 
Wettbewerbsveränderung ist regelmäßig auszugehen, wenn die Verhaltensweise des 
marktmächtigen Unternehmens eine strukturelle Veränderung des Wettbewerbs herbei­
führt. Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die betreffenden Entgelte im vorlie­
genden Fall nicht geeignet sind, die Marktstruktur und damit die Funktionsfähigkeit des 
Wettbewerbs grundlegend zu verändern. Für diese Entgelte ist daher nicht von einem 
missbräuchlichem Verhalten der Antragstellerin auszugehen.  

 
5. Keine rückwirkende Entgeltgenehmigung ab dem 01.01.2009 
 

Der Antrag auf rückwirkende Entgeltgenehmigung ab dem 01.01.2009 wird abgelehnt. Die 
Voraussetzungen für eine rückwirkende Entgeltgenehmigung liegen nicht vor.  
 
Die in § 35 Abs. 5 S. 1 TKG enthaltene Spezialregelung zur Rückwirkenden Genehmi­
gung greift hier nicht. Dass  die  Antragstellerin  das  beantragte,  erhöhte  Entgelt in dem 
Zeitraum ab dem 01.01.2009 bereits mit  einem  Vertragspartner vertraglich vereinbart  
hätte, ist weder bekannt, noch wurde dies von der Antragstellerin in ihrem Antrag vom 
23.06.2009 vorgetragen und glaubhaft gemacht.  
 
Die Antragstellerin trägt in ihrer Stellungnahme vom 03.08.2009  selbst vor, dass es sich 
vorliegend um einen neuen Sachverhalt und einen anderen Streitgegenstand handele.  
Demzufolge handelt es  sich vorliegend um  die Genehmigung eines sachlich ne uen Ent­
gelts (siehe hierzu ausführlich unter 3. Zulässigkeit d es Antags).  Es beruht gegenüber 
der Entgeltgenehmigung BK2a-08/010 vom 31.10.2008 auf einer geänderten Kostenal­
lokation  und ist an einen anderen Adressatenkreis gerichtet ist. Diese Entgelte werden  
demzufolge hier erstmalig beantragt, so dass keine etwaige Voraussetzung für eine  
rückwirkende  Entgeltgenehmigung vorliegt.   
 
Auch die Voraussetzungen für eine rückwirkende Genehmigung nach § 35 Abs. 5, S. 2  
ff. TKG sind nicht erfüllt.   
 
Der Antrag auf rückwirkende Entgeltgenehmigung ist auch sachlich nicht begründet. Die  
Antragstellerin hätte eine Genehmigung zum beantragten Zeitpunkt dadurch herbeiführen 
könne, dass sie unverzüglich nach Erlass der Entgeltgenehmigung BK2a-08/010 vom 
31.10.2008 die hier beantragten Entgelte neu beantragt hätte. Die Antragstellerin hatte es 
damit selbst in der Hand, einen Antrag auf rückwirkende Genehmigungen zu vermeiden. 
Da die damalige Genehmigung erst zum 01.01.2009 erfolgte, hätte Sie – eine unverzügli­
che Antragstellung vorausgesetzt – noch vor dem 01.01.2009 eine neue Entgeltgenehmi­
gung erwirken können. Eine derartige Antragstellung wäre Ihr nicht unzumutbar gewesen, 
zumal der Antrag auf den identischen Verfahrensunterlagen des Verfahrens BK2a-08/010 
basiert. 
 

6. Befristung 
 

Die Entgeltgenehmigung ist befristet bis zum 31.10.2010. Sie knüpft damit an die Befris­
tung des Beschlusses BK2a 08/010 vom 31.10.2008 an. Auf die dortige Begründung wird 
Bezug genommen. Sämtliche zu genehmigende Entgelte für CFV sollen dann einheitlich 
neu genehmigt werden. 
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7. Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem 
Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich oder zur Niederschrift  
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen be­
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. 

Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteilig­
ten eine Ausfertigung erhalten können. 

Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung, § 137 Abs. 2 TKG. 

 

 
Horn
(vertretende 
Vorsitzende)

 

 

17
 

 Lindhorst

(Beisitzer)

 Möller

(Beisitzer)
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